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3. Wahlperiode 


Drucksache 2096 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über vordringliche Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen 

Unfallversicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


Artikel 1 

Anpassung der Renten und sonstigen Geldleistun- 
gen an die Veränderungen der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage 

§ 1 

In der gesetzlichen Unfallversicherung werden 
aus Anlaß der Veränderungen der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage für die Jahre 1958, 1959 und 

1960 die Renten und sonstigen Geldleistungen der 
gesetzlichen Unfallversicherung für Unfälle, die sich 
vor dem 1. Januar 1960 ereignet haben, nach Maß- 
gabe der folgenden Vorschriften angepaßt. 

§ 2 

(1) Die Renten und sonstigen Geldleistungen in 
der gesetzlichen Unfallversicherung, deren Berech- 
nung auf dem Jahresarbeitsverdienst beruht, wer- 
den für Unfälle, die sich im Jahre 1957 oder früher 
ereignet haben, für Bezugszeiten vom 1. Januar 

1961 an in der Weise angepaßt, daß die Zahlbeträge 
mit 1,1847 vervielfältigt werden. 

(2) Für Unfälle, die sich im Jahre 1958 ereignet 
haben, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, daß die Zahl- 
beträge mit 1,1166 vervielfältigt werden. 

(3) Für Unfälle, die sich im Jahre 1959 ereignet 
haben, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, daß die Zahl- 
beträge mit 1,054 vervielfältigt werden. 


§ 3 

Die Vorschriften des § 563 Abs. 3 der Reichsver- 
sicherungsordnung über die Höchstbegrenzung fin- 
den keine Anwendung. 

§ 4 

Soweit bei den Versorgungsbezügen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die 
das Bundesversorgungsgesetz für anwendbar er- 
klären, den Unterhaltshilfen nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz, den Leistungen nach dem Bundesent- 
schädigungsgesetz und den Bundesbeihilfen zum 
Ausgleich von Härten im Rahmen der betrieblichen 
Altersfürsorge nach den Richtlinien vom 17. Ok- 
tober 1951 (Bundesanzeiger Nr. 204 vom 20. Okto- 
ber 1951) die Gewährung oder die Höhe der Lei- 
stung von anderem Einkommen abhängig ist, blei- 
ben die Erhöhungsbeträge, die für die Monate Ja- 
nuar bis einschließlich Mai 1961 auf Grund der Vor- 
schriften dieses Gesetzes zu leisten sind, für den ge- 
nannten Zeitraum bei der Ermittlung des Einkom- 
mens unberücksichtigt. Das gleiche gilt bei der Prü- 
fung der fürsorgerechtlichen Hilfsbedürftigkeit. Die 
Erhöhungsbeträge für den in Satz 1 genannten Zeit- 
raum sind ferner bei der Gewährung von Leistun- 
gen aus der Arbeitslosenversicherung und der Ar- 
beitslosenhilfe nicht zu berücksichtigen. 

§ 5 

(1) Dem Berechtigten ist über die Anpassung eine 
schriftliche Mitteilung zu geben. Ergibt eine spätere 
Überprüfung, daß die Anpassung fehlerhaft ist, so 
ist sie zu berichtigen. Die Rente ist in ihrer bisherigen 
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Höhe bis zum Ablauf des Monats zu gewähren, in 
dem der Berichtigungsbescheid zugestellt wird. Eine 
Rückforderung überzahlter Beträge findet nicht 
statt. Die Berichtigung ist nur bis zum 31. Dezember 
1961 zulässig. 

(2) § 619 der Reichsversicherungsordnung bleibt 
unberührt. 

Artikel 2 

Änderung und Ergänzung des Dritten Buchs der 
Reichsversicherungsordnung 

Das -Dritte Buch der Reichsversicherungsordnung 
— Unfallversicherung — wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 545 erhält folgende Fassung: 

„§ 545 

(1) Als Arbeitsunfall gilt auch eine Berufs- 
krankheit. Berufskrankheiten sind die Krankhei- 
ten, welche die Bundesregierung durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates be- 
zeichnet und die ein Versicherter bei einer der in 
den §§ 537 bis 540 genannten Tätigkeiten erlei- 
det. Die Bundesregierung wird ermächtigt, in der 
Rechtsverordnung solche Krankheiten zu be- 
zeichnen, die nach den Erkenntnissen der medi- 
zinischen Wissenschaft durch besondere Einwir- 
kungen verursacht sind, denen bestimmte Perso- 
nengruppen durch ihre Arbeit ausgesetzt sind, 
sie kann dabei bestimmen, daß die Krankheiten 
nur dann Berufskrankheiten sind, wenn sie durch 
die Arbeit in bestimmten Unternehmen verur- 
sacht worden sind. 

(2) Die Träger der Unfallversicherung sollen 
eine Krankheit, auch wenn sie nicht in der 
Rechtsverordnung bezeichnet ist oder die dort 
bestimmten Voraussetzungen nicht vorliegen, 
wie eine Berufskrankheit entschädigen, sofern 
nach neuen Erkenntnissen die übrigen Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 erfüllt sind. 

(3) Für die Berufskrankheiten gelten die für 
Arbeitsunfälle maßgebenden Vorschriften ent- 
sprechend. Als Zeitpunkt des Arbeitsunfalls gilt 
der Beginn der Krankheit im Sinne der Kranken- 
versicherung oder, wenn dies für den Versicher- 
ten günstiger ist, der Beginn der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit. 

(4) Die Bundesregierung regelt durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. die Anzeige von Berufskrankheiten 
durch Unternehmer und Ärzte, 

2. die Mitwirkung der für den medizini- 
schen Arbeitsschutz zuständigen Stel- 
len bei der Feststellung von Berufs- 
krankheiten, 

3. die Gebühren, welche die Träger der 
Unfallversicherung für die ärztliche 
Anzeige von Berufskrankheiten, die 
Vornahme von Untersuchungen und 


die Erstattung von Gutachten durch die 
für den medizinischen Arbeitsschutz 
zuständigen Stellen zu entrichten 
haben, 

4. Art und Höhe besonderer Leistungen 
zur Verhütung einer Berufskrankheit 
oder ihres Wiederauflebens oder ihrer 
Verschlimmerung. " 

2. § 558 c erhält folgende Fassung: 

„§ 558 c 

(1) Pflege ist zu gewähren, solange der Ver- 
letzte infolge des Arbeitsunfalls so hilflos ist. 
daß er nicht ohne fremde Wartung und Pflege 
sein kann. Der Träger der Unfallversicherung 
kann mit Zustimmung des Verletzten auch in an- 
deren Fällen Pflege gewähren. 

(2) Die Pflege besteht 

1. in der Gestellung der erforderlichen 
Hilfe und Wartung durch Krankenpfle- 
ger, Krankenschwestern oder auf an- 
dere geeignete Weise (Hauspflege) 

oder 

2. in der Gewährung von Unterhalt und 
Pflege in einer geeigneten Anstalt (An- 
staltspflege), wenn der Verletzte nicht 
widerspricht. 

(3) Statt der Pflege kann ein Pflegegeld von 
100 Deutsche Mark bis 350 Deutsche Mark mo- 
natlich gewährt werden, übersteigen die Auf- 
wendungen für die Pflege diese Beträge, so 
kann das Pflegegeld angemessen erhöht werden. 

(4) Auf Antrag des Verletzten soll möglichst 
Hauspflege gewährt werden, wenn die Über- 
nahme der Hilfe und Wartung Angehörigen des 
Verletzten wegen Krankheit, Kinderzahl oder 
aus einem anderen wichtigen Grund nicht zuge- 
mutet werden kann." 

3. In § 559 b wird hinter Absatz 1 der folgende 
neue Absatz 1 a eingefügt: 

„(1 a) Für ein unverheiratetes Kind, das sich 
in Schul- oder Berufsausbildung befindet, wird 
die Minderzulage bis zur Vollendung des fünf- 
undzwanzigsten Lebensjahres gewährt. Im Falle 
der Unterbrechung oder Verzögerung der Schul- 
oder Berufsausbildung durch Erfüllung der ge- 
setzlichen Wehr- oder Ersatzdienstpflicht des 
Kindes wird die Kinderzulage auch für einen 
der Zeit dieses Dienstes entsprechenden Zeit- 
raum über das fünfundzwanzigste Lebensjahr 
hinaus gewährt. Für ein unverheiratetes Kind, 
das infolge körperlicher oder geistiger Ge- 
brechen außerstande ist, sich selbst zu unterhal- 
ten, wird die Kinderzulage gewährt, solange der 
Verletzte das Kind unterhält." 

4. In § 588 Abs. 1 erhalten die Sätze 2 und 3 fol- 
gende Fassung: 

„Die Witwenrente beträgt zwei Fünftel des Jah- 
resarbeitsverdienstes, wenn die Witwe das fünf- 
undvierzigste Lebensjahr vollendet hat oder so- 
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lange sie mindestens ein nach § 591 waisen- 
rentenberechtigtes Kind erzieht oder berufsun- 
fähig (§ 1246 Abs. 2) oder erwerbsunfähig (§ 1247 
Abs. 2) ist. Die Berufsunfähigkeit muß minde- 
stens drei Monate bestehen." 

5. § 591 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der zweite Satz gestrichen, 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) § 559 b Abs. 1 a Sätze 1 und 2 und 
Absatz 2 gilt entsprechend. Ein unverheira- 
tetes Kind erhält die Waisenrente, solange es 
infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen 
außerstande ist, sich selbst zu unterhalten." 

6. Hinter § 596 wird folgender neuer § 597 einge- 
fücjt: 

.§ 597 

^ (1) Für die Anpassung der Leistungen in Geld, 
deren Berechnung auf dem Jahresarbeitsver- 
dienst beruht, gelten die §§ 1272 bis 1275 ent- 
sprechend. 

(2) Der Sozialbeirat nach § 1274 wird um je 
einen Vertreter der gegen Arbeitsunfalt Ver- 
sicherten und der Unternehmer erweitert. Das 
Vorschlagsrecht für diese Mitglieder steht den 
Vorständen des Hauptverbandes der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften, des Bundesver- 
bandes der landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften und der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
gemeindlichen Unfallversicherungsträger gemein- 
sam zu. Das Vorschlagsrecht entfällt, falls die i 


genannten Vereinigungen nicht binnen einer 
vom Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung zu bestimmenden Frist einen gemeinsamen 
Vorschlag eingereicht haben." 

Artikel 3 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch für 
Arbeitsunfälle, die sich vor seinem Inkrafttreten er- 
eignet haben. 

§ 2 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten im 
Saarland mit der Maßgabe, daß in Artikel 1 § 4 
anstelle des Bundesversorgungsgesetzes das ent- 
sprechende saarländische Gesetz tritt und das Bun- 
desentschädigungsgesetz sowie das Lastenaus- 
gleichsgesetz unter Berücksichtigung ihrer im Saar- 
land geltenden Fassung anzuwenden sind. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Janpar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
I 1961 in Kraft. 


Bonn, den 4. Oktober 1960 

Ollenhauer und Fraktion 
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